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schlossen. Das widerspricht 
der Beschlußlage seiner Par-
tei, die in ihrem Aufruf zu den 
Gorleben-Protesten verkün-
dete: „Der Bau des Endlagers 
in Gorleben muß sofort been-
det werden. Gorleben als 
Endlagerstandort ist geolo-
gisch ungeeignet und politisch 
verbrannt.“
Der niedersächsische Mini-
sterpräsident David McAlli-
ster (CDU) sprach von einem 
„sehr ambitionierten Verfah-
ren“. Er hatte sich in einem 
offenen Brief an Röttgen ein-
deutig für die Rückholbarkeit 
von Atommüll ausgesprochen. 
Damit wendet sich die nieder-
sächsische Landesregierung 
von Gorleben als Standort ab, 
weil Atommüll aus dem Salz-
gestein in Gorleben nicht zu-
rückgeholt werden kann. Gra-
nit-Gesteinsformationen sol-
len nun doch als mögliche 
Endlagerstätten untersucht 
werden. Dagegen hatte sich 
zuvor der baden-württember-
gische Umweltminister Unter-
steller (Grüne) gewandt. Der-
artige Granitgesteine finden 
sich vor allem in Bayern und 
Sachsen. Der bayerische Um-
weltminister Marcel Huber 
(CSU) sprach sich am 11. No-
vember 2011 ebenfalls für 
eine ergebnisoffene Suche 
aus. Sein Land hatte zuvor
strikt auf dem Standort Gorle-
ben beharrt.
Seit über dreißig Jahren wird 
nur der Salzstock im nieder-
sächsischen Gorleben auf 
seine Endlagertauglichkeit hin 
erkundet. Opposition und 
Umweltverbände zweifeln seit 
langem an der Eignung des 
Standortes.
Hinter der Initiative des Bun-
desumweltministers Norbert 
Röttgen (CDU), nun die End-
lagersuche auch auf andere 
Standorte zu erweitern, sieht 
die BI in Lüchow-Dannenberg 
in erster Linie den Versuch, 
Gorleben „gerichtsfest“ zu 
machen. „Seit Jahren warnt 
das Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS) davor, daß ohne 
Vergleichsstandorte Gorleben 
in einem atomrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren schei-

tern würde, weil nur ein Ver-
gleich Stand von Wissenschaft 
und Technik ist“, sagte 
Ehmke. Daß in Gorleben 
weitergebaut wird, aber erst 
im Sommer 2012 ein Endla-
gersuchgesetz beschlossen 
werden soll, deute darauf hin, 
daß Gorleben unverändert der 
Wunschstandort für die Regie-
rung ist. 

Atomwirtschaft

Universitäten 
über Stiftungs-
professuren 
von der Atom-
lobby unter-
wandert
Die vier größten deutschen 
Energiekonzerne finanzieren 
nach Informationen der Frank-
furter Rundschau an Univer-
sitäten bundesweit rund 30 
Stiftungsprofessuren, die zum 
Teil für Studien zur Debatte 
um die Kernenergie, den 
Atomausstieg und die Kosten 
erneuerbarer Energie bekannt
sind. Darauf wies Matthias 
Thieme am 2. November 2011 
in einem Beitrag im Wir-
tschaftsteil der Frankfurter 
Rundschau hin.
Die Konzerne haben sich 
demnach bei der Finanzierung 
von Professuren weitgehend 
auf regionale Zuständigkeiten 
geeinigt: EnBW engagiert sich 
in Baden-Württemberg, Vat-
tenfall in den neuen Bundes-
ländern, RWE in Aachen und 
Eon in München.
Allein der Energiekonzern 
EnBW hält dem Bericht zu-
folge elf Stiftungsprofessuren 
an deutschen Hochschulen. 
Eon stiftete etwa für das For-
schungsinstitut für Energie der 
Rheinisch-Westfälischen 
Technischen Hochschule 
(RWTH) Aachen 40 Millio-
nen Euro und finanziert damit 
gleich fünf Professuren des 
Instituts. Einer davon ist 
Bruno Thomauske, Professor 
für das Fach „Nuklearer 

Brennstoffkreislauf“, bekannt 
durch seinen früheren Wech-
sel vom Bundesumweltmini-
sterium zu Vattenfall. Heute 
liefert er entscheidende Gut-
achten für die Bundesregie-
rung über das Atomendlager 
Gorleben.
Bei einigen wichtigen Pro-
jekten fördern die Atomkon-
zerne aber auch gemeinsam: 
Eon, RWE, Vattenfall und 
RAG finanzieren etwa die 
Stiftungsprofessur des ener-
giewirtschaftlichen Instituts 
der Universität Köln (EWI), 
berichtet Thieme. Was das 
bedeutet, sei im vergangenen 
Jahr deutlich geworden, als 
das EWI zusammen mit ande-
ren Instituten von der 
schwarz-gelben Bundesregie-
rung den Auftrag erhielt, die 
Zukunft der deutschen Ener-
gieversorgung zu untersuchen.
Eon und RWE zahlten dem-
nach über fünf Jahre verteilt 
jeweils vier Millionen Euro an 
die „Gesellschaft zur Förde-
rung des EWI“, die das Insti-
tut trägt. Im Verwaltungsrat 
des Instituts stellten RWE und 
Eon jeweils eines von sieben 
Mitgliedern. Manager beider 
Unternehmen sitzen auch der 
Fördergesellschaft vor, erklärt 
Thieme: Chef des Energie-
wirtschaftlichen Instituts ist 
Marc Oliver Bettzüge, der bis 
2007 für das Beratungsunter-
nehmen Boston Consulting 
Group (BCG) tätig war und 
dort vornehmlich das Top-
Management europäischer 
Energiekonzerne beraten hat. 
„Bettzüge steht damit für ei-
nen gelungenen Brücken-
schlag zwischen Wissenschaft 
und Praxis“, so die Universität
Köln bei seiner Ernennung 
zum Professor.
Das sehen jedoch nicht alle 
so: „Das EWI sieht nach ei-
nem getarnten Subunterneh-
men von Eon und RWE aus“, 
erklärte die Vizefraktionsche-
fin der Grünen im Bundestag, 
Bärbel Höhn. „Die Bundesre-
gierung braucht wohl ein ab-
hängiges Institut, damit man 
die Atomkraft schönrechnen 
kann“, sagte Höhn. Mit der 
Finanzierung von über 30 

Stiftungsprofessuren ver-
suchten die Energieversorger,
die öffentliche Debatte zu be-
einflussen.

Ein weiteres Beispiel sei die 
halbstaatliche Deutsche Ener-
gieagentur (Dena) mit ihrem 
Vorsitzenden Stefan Kohler. 
„Die Dena lebt entscheidend 
vom Geld der Energiekon-
zerne und ist beliebte Abspiel-
station für Eon und RWE“, 
kritisiert Höhn. So habe die 
Dena drastisch steigende Ko-
sten durch höhere Strompreise 
nach dem Atomausstieg pro-
phezeit. Die Dena gab auf An-
frage zu den Vorwürfen keine 
Stellungnahme ab. Man habe 
es auch deshalb verstärkt mit 
verdeckten PR-Aktivitäten 
und Meinungsmache zu tun, 
weil die Atomkonzerne kaum 
noch als glaubwürdig wahrge-
nommen würden, sagte Höhn.

Zumindest die Universität 
Clausthal-Zellerfeld habe kein 
Problem, sich durch die Ge-
sellschaft für Nuklear-Service 
unterstützen zu lassen, so 
Thieme. Das Geschäftsfeld 
der Gesellschaft ist die Ent-
sorgung für radioaktiven Ab-
fall, das Thema der Stiftungs-
professur ist die Endlagerung.



Atompolitik

EURATOM-
Ausstieg jetzt 
auch für 
Deutschland 
gefordert
Nachdem in Österreich bereits 
seit Jahren der Ausstieg aus 
der Europäischen Atomför-
dergemeinschaft Euratom 
propagiert wird, hat die Grüne 
Bundestagsfraktion nun am 8. 
November 2011 einen Antrag 
an die Bundesregierung zur 
Beendigung der Euratom-För-
derung beschlossen. Ein ge-
meinsamer Antrag mit der 
SPD kam nicht zustande, da 
die SPD nicht bereit war, von 
Euratom abzurücken, erklärte 


